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a) ln  § 630c Abs. 2 Satz 1 BGB sind die vom Senat en tw ickel­
ten G rundsätze zur therapeutischen A ufklärung bzw. Siche­
rungsaufklärung kod ifiz iert worden. D iese G rundsätze gelten 
inhaltlich unverändert fort; neu ist lediglich die Bezeichnung 
als Inform ationspflicht.
b) D er U m fang der D okum entationspflicht ergib t sich aus 
§ 630f Abs. 2 BGB. Eine D okum entation, die aus m ed iz in i­
scher Sicht nicht erforderlich ist, ist auch aus Rechtsgründen 
nicht geboten.
c) Einer elektronischen D okum entation, die nachträgliche
Änderungen entgegen § 630f Abs. 1 Satz 2 und 3 BGB nicht 
erkennbar macht, kom m t keine positive Indizw irkung dah in ­
gehend. zu, dass die dokum entierte M aßnahm e von dem  Be­
handelnden tatsächlich getroffen worden ist................................... 331

D ie von einer Bank für eine V ielzahl von Vertragsverhältn is­
sen vorform ulierten Klauseln
a) »K ünftige Änderungen dieser Geschäftsbedingungen und 
der besonderen Bedingungen werden dem Kunden spätestens 
zw ei M onate vor dem vorgeschlagenen Zeitpunkt ihres W irk- 
sam werdens in Textform angeboten .H at der Kunde m it der 
Bank im Rahm en der G eschäftsbeziehung einen e lek tro n i­
schen K om m unikationsweg vereinbart (z.B. [ . . . ]  O n line-Ban­
king), können die Änderungen auch auf diesem Wege angebo­
ren werden. Die Zustim m ung des Kunden gilt als erteilt, wenn 
er seine Ablehnung nicht vor dem vorgeschlagenen Zeitpunkt 
des W irksam werdens der Änderungen angezeigt hat. A u f d ie­
se G enehm igungsw irkung w ird  ihn die Bank in ihrem A nge­
bot besonders hinweisen.W erden dem  Kunden Änderungen 
von Bedingungen zu Zahlungsdiensten (z.B. Ü berw eisungs­
bedingungen) angeboten, kann er den von der Ä nderung be­
troffenen Zahlungsdiensterahm envertrag vor dem vorgeschla­
genen Zeitpunkt des W irksam werdens der Änderungen auch 
fristlos und kostenfrei kündigen. A uf dieses K ündigungsrecht 
w ird ihn die Bank in ihrem Angebot besonders h inw eisen .«



19.
4. V. 21 
II ZR 38/20

20.
5. V. 21
XII ZB 189/20

b) »Ä nderungen von Entgehen für Bankleistungen , die von 
Kunden im Rahm en der G eschäftsverbindung typ ischerw ei­
se dauerhaft in  A nspruch genommen werden (zum  Beispiel 
Konto- und D epotführung), werden dem Kunden spätestens 
zw ei M onate vor dem vorgeschlagenen Zeitpunkt ihres W irk ­
sam werdens in Textform angeboten.H at der Kunde mit der 
Bank im Rahm en der G eschäftsbeziehung einen elektron i­
schen K om m unikationsweg vereinbart (z.B . das O nline-Ban- 
king), können die Änderungen auch auf diesem Wege angebo- 
ten werden. Die Zustim m ung des Kunden gilt als erte ilt, w enn 
er seine A blehnung nicht vor dem vorgeschlagenen Zeitpunkt 
des W irksam werdens der Änderung angezeigt hat. Auf diese 
G enehm igungsw irkung w ird ihn die Bank in ihrem Angebot 
besonders hinweisen. W erden dem Kunden die Ä nderungen 
angeboren, kann er den von der Änderung betroffenen Ver­
trag vor dem vorgeschlagenen Zeitpunkt des W irksam wer­
dens der Ä nderungen auch fristlos und kostenfrei kündigen.
Auf dieses Kündigungsrecht w ird  ihn d ie Bank in ihrem 
Angebot besonders hinweisen. Kündigt der Kunde, w ird das 
geänderte Entgelt für die gekündigte G eschäftsbeziehung 
nicht zugrunde gelegt.D ie vorstehende Vereinbarung gilt 
gegenüber Verbrauchern nur dann, w enn die Bank Entgelte 
für die H auptleistungen ändern w ill, die vom Verbraucher im 
Rahm en der G eschäftsverbindung typischerweise dauerhaft 
in Anspruch genommen w erden. Eine Vereinbarung über die 
Ä nderung eines Entgelts, das auf eine über die H auptleistung 
hinausgehende Zahlung des Verbrauchers gerichtet ist, kann 
d ie Bank m it dem Verbraucher nur ausdrücklich vereinbaren .« 
sind im  Verkehr mit Verbrauchern gem äß § 307 Abs. 1 Satz I,
Abs. 2 Nr. 1 BGB unw irksam ................................................................  344

a) Im Fall der H erabsetzung der Haftsum m e w ird die A u ­
ßenhaftung des Kommanditisten für A ltverbindlichkeiten 
im Um fang des die neue Haftsumme übersteigenden Betrags 
entsprechend § 160 Abs. 1 und 2, § 161 Abs. 2 HGB zeitlich 
begrenzt.
b) Bei der entsprechenden Anwendung der § 160 Abs. 1 und 
2, § 161 Abs. 2 HGB auf die H erabsetzung der H afteinlage 
eines Kommanditisten beginnt die fünfjährige Nachhaftungs- 
frist unabhängig von der E intragung der Kapitalherabsetzung 
in das H andelsregister bereits mit dem Ende des Tages, an dem 
der G esellschaftsgläubiger positive Kenntnis von dem H erab­
setzungsbeschluss erlangt.
c) M it Ablauf der N achhafrungsfrist des § 160 HGB entfällt in 
entsprechender Anwendung des § 217 BGB nicht nur die H af­
tung für den geltend gem achten H auptanspruch, sondern auch
die H aftung für die von ihm abhängenden Nebenleistungen. 358

Eine transsexuelle Person, deren Vornamen nach der Ehe­
schließung aul der G rundlage des Transsexuellengesetzes 
geändert worden sind, hat keinen Anspruch auf Erteilung 
einer Eheurkunde, in der als ihre Vornamen vor der Ehe ihre 
aktuell geführten, auf der N am ensänderung beruhenden Vor­
namen genannt werden..............................................................................  374
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